
Wir in Reinickendorf
Einmal auf der Straße –
immer auf der Straße??

Tagesstätte droht Schließung
PDS Reinickendorf. Ausgabe März 2002

Aktion

Sparen bei den Ärmsten der Armen?

Stadtrat Balzer wie eh und je
»Vor Ort in der Meteorstraße habe
ich ihn getroffen, sie kennen ihn
nicht und würden ihn vermutlich
auch nicht mögen. Er ist seit lan-
gem obdachlos und ziemlich un-
gepflegt. An beides hat er sich
gewöhnt. Da er meistens abge-
lehnt wird, geht er selten zu Äm-
tern. Egal wo er übernachtet,
tagsüber muss er weg. Da gibt es
doch diese Einrichtung, wo ihn
niemand schief ansieht oder ihn
einfach wegschiebt. Dort kann er
duschen, seine Sachen mal wa-
schen oder einfach nur reden. Ja ,
und wenn er es glauben kann,
wieder akzeptiert zu werden, sein
Selbstvertrauen doch noch wie-
der findet, vielleicht ändert sich
sein Leben doch noch einmal. Wir
müssten ihm etwas Zeit dazu ge-
ben, oder?«

Diese Zeit jedoch soll es nun
für »ihn« nicht mehr geben:

Das Bezirksamt Reinicken-
dorf ist ja über seine Grenzen hi-
naus bekannt für eine Politik der
sozialen Kälte. Verantwortlich
dafür ist Sozialstadtrat Frank Bal-

zer (CDU). Seine aktuellste Grau-
samkeit ist die beabsichtigte
Schließung der Wohnungslosen-
Tagesstätte in der Meteorstraße.
Diese letzte niedrigschwellige
Einrichtung des Bezirkes wird
täglich von ca. 50 Menschen ge-
nutzt.

Pädagogischer Ansatz der dort
arbeitenden Sozialarbeiterinnen
ist die »Hilfe zur Selbsthilfe«.
Neben einer Grundversorgung
(Essen, Kleidung, Körperhygie-
ne, Waschmaschinen, ärztliche
Sprechstunden) bietet man woh-
nungslosen Menschen Unterstüt-
zung beim Beantragen materiel-
ler Ansprüche, Regulierung von
Miet- und anderen Schulden, Hil-
fe bei Suchterkrankungen und
psychosozialen Problemen an.
Ebenso werden durch pädagogi-
sche Gruppenaktivitäten Selbst-
vertrauen, Lebensfreude, Interes-
sen, Motivation und Verantwor-
tung gefördert. Nun soll aber der
Treffpunkt nach dem Willen des
Herrn Balzer Ende März seinen
Betrieb einstellen, da laut seiner

Aussage ab April keine Mittel
mehr bereitgestellt werden kön-
nen. Im Gegensatz zu anderen
Bezirken stieg aber gerade in Rei-
nickendorf die Obdachlosigkeit
im letzten Jahr noch an, was auf
angebliche Sparmaßnahmen im
Zusammenhang mit der Übernah-
me von Mietrückständen zurück-
zuführen ist. Nun sollen auch
noch die Folgekosten dieser inhu-
manen Sozialpolitik eingespart
werden.

Für wen wird in Reinicken-
dorf eigentlich Sozialpolitik ge-
macht? Haben nicht auch die
»Macher« Verantwortung für das
finanzielle Desaster Berlins?

Alle politisch Verantwortli-
chen sind aufgerufen, diese Ent-
scheidung des Bezirksamtes nicht
mitzutragen!!

Klaus Rathmann,
Bezirksvorsitzender PDS Reinickendorf

Am Samstag, den 23. März
2002 ab 10.00 Uhr findet im Ro-
ten Laden ein politischer Früh-
schoppen mit den Bezirksorgani-
sationen der anliegenden Bezir-
ke statt. Unter dem Arbeitstitel »B
96« sollen Möglichkeiten der in-
tensiveren Zusammenarbeit erör-
tert werden.

Am gleichen Tag laden wir ab
14.00 Uhr im Roten Laden zur of-
fenen Mitgliedervollversamm-
lung ein. Wir erwarten dazu den
Berliner PDS-Landesvorsitzen-
den Stefan Liebich, der uns die
wesentlichen Inhalte des Bundes-
wahlprogramms 2002 erläutern
wird und auch zu Fragen der Lan-
despolitik zur Verfügung steht.

Dies musste ich bei der letzten
BVV-Sitzung bitter zur Kenntnis
nehmen: Dachte ich doch bisher,
dass alle Mitglieder der BVV in
erster Linie den Menschen im Be-
zirk als Schwerpunkt ihrer Arbeit
sehen, so wurde ich eines Besse-
ren belehrt.

Das fing bei der Debatte zum
Grundstück von Borsig an und
hörte bei der von CDU und FDP
angestrebten Forderung nach  ei-
ner 100%igen Übertragung der
städt. Kitas in Freie Trägerschaft
auf. Für mich ohne Sinn und Ver-
stand, zeigt uns doch das Beispiel
in Potsdam, dass dies nicht gut
gehen kann. Dort wurden alle Ki-
tas an Freie Träger übertragen.
Nun reicht denen die Höhe der Fi-
nanzierung aber nicht mehr aus.
Sie fordern mehr Geld oder wol-
len die Kitas an die Stadt zurück-
geben. Diese hat aber jetzt kei-
nerlei Vergleichsmöglichkeiten
mehr und kann nun sehen, wie sie
mit der Situation umgeht. Wem
der Sinn nur nach Privatisierung
steht, der Verstand aber beim Geld
hängen bleibt, der wird mit die-
sem Beispiel leider, zum Nachteil
der Kinder, eines Besseren be-
lehrt.

Es geht um Menschen. Der Wohnungslosentreff muss bleiben! Foto: Marion Lubina

Von Renate Herranen

Es zählt das
Geld, nicht der
Mensch
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Eigenbetrieb statt Übertragung an Freie Träger

Wie weiter mit
den Kitas?
»Kitas als Bildungseinrichtung«,
so steht es im Koalitionsvertrag
zwischen SPD und PDS. Das ha-
ben Eltern, ErzieherInnen, Ge-
werkschafterInnen seit Jahren ge-
fordert, dazu brauchten wir nicht
erst die PISA-Studie. Das begrü-
ßen wir. Doch was lesen wir ein
paar Zeilen weiter?

Bis 2006 sollen 70 Prozent der
kommunalen Kindertagesstätten
an Freie Träger übertragen wer-
den. Erst als Bildungseinrichtung
aufgewertet, dann zum Freien Trä-
ger abgeschoben?

Um nicht falsch verstanden zu
werden: Ich habe nichts gegen
Freie Träger im Einzelnen. Da wird
mit den Kindern genauso gut oder
schlecht gearbeitet, wie woanders
auch. Nein, es sind andere Grün-
de, die mich skeptisch machen:

 1. Wir sehen gerade in Reini-
ckendorf, wie sehr die wichtige
präventive Arbeit der Freien Trä-
ger gerade im Jugendbereich
durch leere Kassen gefährdet ist.

2. Bildungspolitik ist eine
staatliche Aufgabe, da darf sich
das Land Berlin nicht zurückzie-
hen.

3. Für die Angestellten besteht
nach §613a BGB bei Betriebsüber-
gang ein Widerspruchsrecht, die
sog. Überhangsliste im öffentli-
chen Dienst wird enorm auffüllt.
Wo, bitte schön, würde dann ge-
spart?

Welche Fragen stellen sich bei
einer Betriebsübernahme für El-
tern und Angestellte? Ist der Trä-
ger konfessionell- oder anderwei-
tig tendenziell gebunden? Welche
Konzeption hat er? Für welchen
Zeitraum wird die Weiterbeschäf-

tigung beschlossen? Werden die
Wirtschaftskräfte und Köche/
innen übernommen? Wird die Ver-
gütung in der bisherigen Höhe
weitergezahlt? Wie sieht die Al-
tersversorgung aus?

Weiter ist zu bedenken, dass
bei jedem Trägerwechsel eine neue
Betriebserlaubnis für die Einrich-
tung zu beantragen ist. Es müssen
Ideen her, die u. a. auch das nach
KJHG verbriefte Wahlrecht der
Eltern im Hinblick auf die Ein-
richtungen berücksichtigen.

 Weiter im Koalitionsvertrag:
»Es wird geprüft, ob die Finanzie-
rung der öffentlichen Kitas über
Platzgeld realisiert werden kann«.
Dazu muss als erstes eine Analy-
se über die Kosten eines Kita-Plat-
zes in städt. Trägerschaft durch-
geführt werden. Eine Finanzie-
rung städt. Kitas entsprechend der
Kostenrahmenvereinbarung ist
akzeptabel, wenn strukturelle Un-
terschiede berücksichtigt werden.

Nachdenken könnte man z.B.
über die Gründung eines landes-
eigenen Betriebes für Kitas. Das
Land Berlin bliebe Arbeitgeber,
alle tariflichen Rechte blieben be-
stehen, mit Ausnahme der Be-
schäftigungssicherungsverein-
barung. Das vom KJHG verbrief-
te Wahlrecht würde ebenfalls wei-
terbestehen. Und wo bliebe der
Spareffekt? Zu den Kosten einer
städt. Kita zählen anteilsmäßig
auch Verwaltungsabläufe im Be-
zirksamt. Der aufgeblähte Appa-
rat könnte heruntergefahren wer-
den. Dann würde endlich mal an
den richtigen Stellen gespart und
nicht an der Bildung und Erzie-
hung unserer Kinder.

Ausstellungseröffnung mit Kultursenator Thomas Flierl im Roten Laden Foto: Marion Lubina

Die Fakten sind ernüchternd. Die
Entscheidung der Konzernleitung
der Babcock- Borsig AG, bis Ende
2002 die Apparate- Fertigung von
Tegel nach Bilbao zu verlegen, ist
getroffen. Bei der Berliner Borsig
GmbH fallen dadurch 150 Ar-
beitsplätze weg. Wirtschaftssena-
tor Gysi sicherte den Borsig-
Werkern in einer Betriebsver-
sammlung die ihm noch mögliche
Unterstützung zu.

Was kann Politik gegen solche
Unternehmerwillkür bewirken?
Vor vier Jahren bei Bergmann-
Borsig, heute ALSTOM, in Wil-
helmsruh ist es gelungen, den In-
dustriestandort zu retten. Die
kämpfende Belegschaft wusste
die Unterstützung der Berliner
Politik, d.h. aller Parteien im Ab-
geordnetenhaus und des Senats,
von BVV und Bezirksamt, der
Medien und der Bevölkerung hin-
ter sich.

Mir scheint, in Tegel wurde zu
früh resigniert. Wollte Frau Wan-
jura nicht zum Kanzleramt zie-
hen?! Statt dessen erlebte Reini-
ckendorf  vorfristigen Wahl-
kampf. Die BVV »durfte« nach
dem Willen einer CDU/FDP-
Mehrheit die Schließungspläne
nur noch »bedauern«, nicht etwa
»missbilligen«. Unterdrückt wur-
de die Forderung an das Bezirks-
amt, »die geplante Bebauung am
Borsighafen auf Zusagen der Bab-
cock-Borsig AG hinsichtlich des
Erhalts von Arbeitsplätzen zu
prüfen.« Dabei hatte die  Bürger-
meisterin zuvor erklärt, der Be-
zirk sei über Jahre hinters Licht
geführt worden. Fürchtet die
CDU, dass nun offensichtlich
wird, dass sie mit ihrer bisherigen
Politik gegenseitiger Gefälligkei-
ten auch in Reinickendorf auf die
Nase gefallen ist.
150 Borsig- Werker und deren
Familien warten auf den blauen
Brief. Vielen von ihnen droht die
Arbeitslosigkeit. In Reinicken-
dorf waren im Januar 15.927 Per-
sonen als arbeitslos registriert.
Eine unerträgliche Zahl.

Klaus Gloede

Ernüchternd:
Borsig
vor dem Aus

Der Bezirkselternausschuss
Schule hat in Zusammenarbeit
u.a. mit den schulischen Gremien
und dem »Bündnis für ein tole-
rantes und weltoffenes Reinicken-
dorf« zu einem Wettbewerb aufge-
rufen.

Zum Thema »Zu Hause in der
Welt. Miteinander leben, ein-
ander verstehen« sollen Kinder
und Jugendliche kreative Ideen
entwickeln. Der Aufruf: »Schreibt
was! Zeigt was! Macht was!« lässt
alle Spiel- und Gestaltungsräume
offen um Toleranz und Weltoffen-
heit darzustellen und Problemlö-
sungen zu erarbeiten. Als Schirm-
herrin fungiert die Bezirksbürger-
meisterin Marlies Wanjura
(CDU).

Ohne Zweifel, das Engage-
ment der Bürgermeisterin in ihrer
Funktion diesen Wettbewerb zu
und zu fördern ist an dieser Stel-
le gut und richtig.

Doch, wohlgemerkt, initiiert
hat sie ihn nicht. Auch nicht die
Partei, der sie angehört. Nein, die
CDU arbeitet im überparteilichen
»Bündnis für ein tolerantes und
weltoffenes Reinickendorf« nicht
mit. Dieses wurde in’s Leben ge-
rufen, um ausländerfeindlichem
und rassistischem Verhalten in
unserem Bezirk entgegenzuwir-
ken und Konzepte zu entwickeln,
die ein tolerantes und gewaltfrei-
es Miteinander fördern.

Die CDU Reinickendorf wur-
de eingeladen dem Bündnis bei-
zutreten und an der Umsetzung
des Konzepts mitzuwirken. Nein,
es beteilige sich auch die PDS,
und, so die Argumentation am 8.
Februar in der BVV, das Engage-
ment der Bürgermeisterin würde
völlig ausreichen.

Kennt Frau Wanjura nicht den
Unterschied zwischen ihrer Par-
tei und dem öffentlichen Amt, das
sie bekleidet? Wohnen da zwei
Herzen in ihrer Brust, die sie
nicht trennen kann? Welch ein De-
mokratieverständnis!!!

Ein bezeichnendes Licht, das
die CDU da mal wieder auf sich
wirft. Sicherlich, die Partei mit
dem großen »C« im Kürzel muss
dem Bündnis nicht beitreten. Dies
steht ja als Aussage für sich. Aber
sich dann auch noch öffentlich zu
brüsten, dass man ja in Form des
politischen Amtes der Bürger-
meisterin schon seine Pflicht ge-
tan hätte, um rechter Gewalt und
Rassismus in Reinickendorf
Grenzen zu setzen, ist schon ein
starkes Stück. Jürgen Schimrock

Am Rande:
Der kleine,
aber feine
Unterschied

Post an: »Roter Laden«, Schloß-
straße 22, 13507 Berlin-Tegel. Sie
erreichen uns montags bis freitags
immer von 15.00 bis 18.00 Uhr.
Telefon 43 73 26 30 oder Fax
43 73 26 32 oder per E-mail
pds.reinickendorf@t-online.de
 Und im Internet: www.pds-
reinickendorf.de

Roter Laden


